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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 5 RS 37/13 B 
 
L 1 R 310/11 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 6 R 136/11 (SG Halle) 
 
 
 
……………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………..……..,  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. April 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 8. August 2013 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 8.8.2013 hat das LSG Sachsen-Anhalt einen Anspruch des Klägers auf Feststel-

lung der Zeit vom 1.9.1973 bis 30.6.1990 als Zeiten der Zugehörigkeit zum Zusatzversorgungs-

system der technischen Intelligenz sowie der in diesem Zeitraum erzielten Entgelte verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache und Verfah-

rensfehler. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 
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Der Kläger hält für grundsätzlich bedeutsam, 

"dass tatsächlich und auch rentenrechtlich der Anspruch auf Leistungen stets unter dem Ge-
sichtspunkt einer ausgeführten Tätigkeit, deren unmittelbare(s) Ergebnisse und der Art und 
Weise der Ausführung sowie des Endprodukts, die Zugehörigkeit zu einem ehemaligen volks-
eigenen Betrieb der Produktion und des Bauwesens oder gleichgestellter Betriebe zu beurteilen 
ist". 
 

Mit diesen Formulierungen hat der Kläger bereits keine Rechtsfrage zum Inhalt einer revisiblen 

Norm (vgl § 162 SGG) aufgeworfen. Welche Vorschrift welchen Bundesgesetzes ausgelegt 

werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das Recht fortzubilden, benennt der Kläger 

nicht. Es ist aber nicht Aufgabe des BSG, die Beschwerdebegründung darauf zu analysieren, ob 

sich ihr eventuell eine entsprechende Rechtsfrage entnehmen ließe (vgl BSG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 26 S 48). Zusätzlich fehlt es an ausreichenden Ausführungen zur Klärungsfähigkeit. 

Insofern hätte der Kläger aufzeigen müssen, welchen Sachverhalt das LSG für das BSG bin-

dend festgestellt hat (§ 163 SGG) und dass auf dieser Grundlage im angestrebten Revisions-

verfahren notwendig über die mit der Beschwerde angesprochene Problematik entschieden 

werden muss. 

 

Schließlich ist auch zur Klärungsbedürftigkeit der benannten Rechtsfrage nicht hinreichend vor-

getragen. Der Beschwerdeführer muss unter Auswertung der Rechtsprechung des BSG zu die-

sem Problemkreis substantiiert vortragen, dass das BSG zu diesem Fragenbereich noch keine 

Entscheidung gefällt oder durch die schon vorliegenden Urteile die hier maßgebende Frage von 

grundsätzlicher Bedeutung noch nicht beantwortet hat (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des 

sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 183 mwN). Hieran fehlt es. Der Kläger 

benennt keine höchstrichterliche Rechtsprechung zu der aufgeworfenen Problematik. Er ver-

säumt es insbesondere aufzuzeigen, ob und inwieweit die höchstrichterliche Rechtsprechung 

zur angesprochenen Frage bereits Rechtsgrundsätze herausgearbeitet hat, dass sich die aufge-

worfene Frage damit nicht beantworten lässt und inwiefern die bereits bestehenden Rechts-

grundsätze für die Entscheidung des Rechtsstreits erweitert, geändert oder ausgestaltet werden 

müssen. 

 

Ebenso wenig sind Verfahrensmängel schlüssig dargetan. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG 
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und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt eine Verletzung des Amtsermittlungsprinzips (§ 103 SGG). Hierzu trägt er vor, 

dass Zeugen über die gesellschaftliche Entwicklung von der Macht der Arbeiterklasse hin zur 

sog sozialistischen Intelligenz mit Begünstigungen in der Altersversorgung zu hören seien. Des 

Weiteren wird gerügt, das LSG habe einen Zeugenbeweisantrag nicht aufgenommen, wonach 

eine Mitarbeiterin des Wohnungsbaukombinates bestätigen werde, "dass infolge DVZ (Daten-

verarbeitungszentrum) ein Produkt hergestellt und geliefert hat, welches unmittelbar in das Bau-

produkt als so genannte Baudokumentation … inhaltlich und auch körperlich eingegangen ist". 

 

Der Kläger hat weder einen ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrag (Fundstelle?) bezeichnet 

(vgl zum Erfordernis BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN) noch dargetan, einen schrift-

sätzlich gestellten Beweisantrag bis zum Schluss des Berufungsverfahrens aufrechterhalten zu 

haben bzw - wie hier bei einem Verfahren ohne mündliche Verhandlung - einen entsprechenden 

Antrag wiederholt zu haben. Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunk-

tion und soll der Tatsacheninstanz unmittelbar vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die 

gerichtliche Aufklärungspflicht von einem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird 

ein Beweisantrag in einem vorbereitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS des § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG übergangen worden, wenn den näheren Umständen zu entnehmen ist, 

dass er in der maßgebenden mündlichen Verhandlung nicht weiter verfolgt wurde. Dies ist bei 

rechtskundig vertretenen Beteiligten - wie dem Kläger - regelmäßig anzunehmen, wenn in der 

letzten mündlichen Verhandlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht 

wenigstens hilfsweise wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 73 mwN). Wird - wie 

hier - ein Verfahren ohne mündliche Verhandlung entschieden, ist ein zuvor gestellter Antrag 

dann nicht mehr aufrechterhalten, wenn sich die Beteiligten mit einer Entscheidung ohne münd-

liche Verhandlung einverstanden erklären, ohne den zuvor bereits formulierten Beweisantrag 

gleichzeitig zu wiederholen (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 74 mwN). Hierzu hat der Kläger 

nichts vorgetragen. 

 

Der Kläger rügt des Weiteren eine Verletzung seines Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Ge-

hörs iS von § 62 SGG, Art 103 Abs 1 Grundgesetz (GG). 

 

Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das Gericht seiner Pflicht, das Vorbringen der Beteiligten 

zur Kenntnis zu nehmen und in seine Erwägungen einzubeziehen, nicht nachgekommen ist (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) oder sein Urteil auf Tatsachen und Beweisergebnisse 

stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht haben äußern können (vgl BSG SozR 3-1500 § 62 

Nr 12 S 19). Dazu fehlt jeglicher Vortrag. Soweit beabsichtigt war, durch ein Ausweichen auf die 

Gehörsrüge die besonderen Anforderungen an die Sachaufklärungsrüge zu umgehen, ist dies 

nicht zulässig (vgl BSG vom 22.10.2008 - B 5 KN 1/06 B - Juris RdNr 15; BSG SozR 4-1500 
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§ 160 Nr 18 RdNr 6), weil andernfalls die Beschränkungen des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG 

im Ergebnis leerlaufen würden (BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 12 RdNr 7).  

 

Soweit der Kläger rügt, es seien "auch Vorträge zu würdigen, die von dem abweichen, was das 

Landessozialgericht Sachsen-Anhalt bisher zu dem betreffenden VEB DVZ entschieden" habe, 

greift er eigenständig das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) an. Hierauf 

kann eine Verfahrensrüge nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG nicht gestützt werden. Auch die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit des Berufungsur-

teils kann mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 7). Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur 

Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 

Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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